
derPremiernichtzuWort mel-
det, heißt es, er habeeineres-
sortübergreifende, flächende-
ckende, horizontale Zustän-
digkeit. Meldet ersichaberzu
Wort, erinnert manihndaran,
dass er zwar Chef der Regie-
rungist, jeder einzelne Minis-
ter aber seine ihm eigenen
Kompetenzenhat. DieResulta-
teeinzelner Ministerien- oder
wie i m Falle Nachhaltigkeit:
mehrerer Ressorts - zu bilan-
zieren, wird dannals schlech-
ter Stil gewertet. Was das Tun
und Lassen von Einzelminis-
tern betrifft, halte ich mich
deshalblieber zurück.
Wennich Nachhaltigkeit al-

lerdingsals eine wirklichhori-
zontale, strukturübergreifen-
de, politische Auftragskiste
verstehe, muss ich die Regie-
rung in ihrer Gesamttätigkeit
bewerten- und nicht nur die
Regierung sondern auch die
Sozialpartnerinihrer Gesamt-
heit. Dannkommeichzur An-
sicht, dass es Ansätze für ei-
nen nachhaltigeren Umgang
mit der Gegenwart gibt. Aller-
dings müsste sich dieser Re-
flex wesentlich breiter und
ökumenischer darstellen.
Die Tatsache, dass die

Nachhaltigkeit in ihren Spu-
renelementen nicht i mmer
resümierend zusammengetra-
gen wird, hat auch damit zu
tun, dass ein Hinweis auf die
Nachhaltigkeit i mmer stört.
Ichwill michnichtauf dasRen-
tenthema versteifen, aber ich
kann mich nicht daran erin-
nern, dass mein Verweis auf
die Nachhaltigkeit in dieser
Frage auf starke öffentliche
Unterstützung stieß. Als ich

Legal und institutionell ge-
sehenhaben wirjetzt einneu-
es Stadium erreicht, die Ge-
setzgebungkonkretisiert sich.
Ichverspreche mirviel davon,
dass wir unsinhochrangigbe-
setztenGremiendauerhaft mit
der Nachhaltigkeit beschäfti-
gen. Langsamabersicherkön-
nen so sämtliche Politikberei-
cheeinemNachhaltigkeitstest
unterzogen werden.
Ichhabeauch mit Genugtu-

ung die Aussagen der Kölner
Universität i m Rahmen einer
Studie des Mouvement Ecolo-
gique zur Ökologisierung der
Steuerpolitik zur Kenntnis ge-
nommen. Dieser finanzpoliti-
sche Ansatz birgt sehr viele
Elemente, diees erlauben, Po-
litiknachhaltigerzubetreiben.
WährendderZeit,inderes

vor allem darum ging, Zu-
sammenhänge aufzuklären,
geschahen weitere Dinge.
Nennen wirzumBeispiel die
Zunahme des Straßenver-
kehrs. Waswirdschonheute
konkret getan, um solchen
Fehlentwicklungen entge-
genzuwirken?
Ich glaube, dass die Regie-

rungdenrichtigenpolitischen
Ansatzgewählt hat. Allerdings
wurde er mangelhaft nachau-

JEAN−CLAUDEJUNCKER

"Wer über Nachhaltigkeit
redet, stört"

Der blinde Ausbau
desStraßennetzesführtin
die Sackgasse. Für eine

Ökologisierung des
Steuersystemsgibt es
finanzielle Spielräume.

Die partizipative
Demokratieistin

Luxemburg weitgehend
realisiert. I mGespräch
mit der woxxsorgte der
Premier mit so manchen

Aussagenfür
Verwunderung.

woxx: InIhrerletzten Re-
de zur Lage der Nation ka-
men Umwelt und Nachhal-
tigkeit kaumnochvor. Sind
dasThemen, dienuraufder
Tagesordnungstehen, wenn
esdemLandgut geht?
Jean-Claude Juncker: Die

grüne Sensibilität in Luxem-
burg bemängelt jedes Jahr,
dass ich über Umweltpolitik
nicht, nicht genug oder nicht
präzise genug geredet hätte.
Ich kann mich nicht entsin-
nen, dassjemalsnacheineröf-
fentlichen Einlassung meiner-
seits gesagt worden wäre, ich
hätte der Umweltproblematik
oder nachgeordneten Proble-
matiken genügend Aufmerk-
samkeit geschenkt. Dasist ein
normaler Reflex jener Leute,
die sich einer besti mmten
Thematik mehr widmen als
andere.
Nach jeder Rede zur Lage

der Nation erhalte ich etwa
hundert Briefe von Einzelper-
sonen oder Organisationen,
die meinen, ihr Interesse sei
mangelhaft beschrieben wor-
den. Ich bin eigentlich strikt
unsensibel gegenüber sol-
chen Kritiken, dennich kann
nichtjedesJahrallesi mDetail
vortragen. Das geht einfach
nicht.
Aber hätte nicht gerade

der aktuelle Krisenkontext
eserlaubt, dasThemaNach-
haltigkeit noch einmal ver-
stärkt in den Vordergrund
zustellen?
Ich verstehe diese Frage

kaum. Vor ein paar Jahrenha-
be ich mich intensiv mit der
gesamtenProblem- undRefle-
xionszone Nachhaltigkeit be-

schäftigt. Obschon ich weiß,
dass man eine Botschaft, da-
mit sie überhaupt und dauer-
haft verstanden wird, ständig
wiederholen muss, sollte man
in Erklärungen zur Lage der
Nation den Rhythmus der Ak-
tualität beachten. Hätte ich
michindiesemJahrerneut mit
der Nachhaltigkeit befasst,
wäre mir neben demVorwurf,
meine eigenen Reden immer
wieder zu paraphrasieren,
wohl auch übel genommen
worden, wennich mich nicht
mit der wirtschaftlichen Lage
und demfinanziellen Engpass
auseinandergesetzt hätte.
Esistnicht möglichmitderge-
botenen Sorgfalt zwei solch
"gewaltige" Themenineinund
derselbenRedezubehandeln.
Ich kann i m Parlament keine
Castro-Redenhalten.
Welchen Stellenwert hat

denndasThemaNachhaltig-
keit bei Ihnen überhaupt?
Wennichinder Regierungs-

erklärung und in einer Rede
zur Lage der Nation dieses

darf. WennmanimZusammen-
hang mit der Rentendebatte
das Thema Nachhaltigkeit be-
müht hat, wurde einemaller-
dings schnell der Vorwurf des
Sozialabbaus gemacht. Ich
konnte übrigens auch nicht
feststellen, dass jene, die die
NachhaltigkeitaufihreFahnen
geschrieben haben, sich
durch einen besonderenFlan-
kenschutz in dieser Frage be-
merkbar gemacht hätten.
In Ihrer ersten Rede zur

Lage der Nation unter der
neuenKoalitionmeintenSie,
dieLuxemburgerPolitikhät-
te keine andere Wahl als
nachhaltigerzuwerden. Wie
siehtjetzt- amEnde der Le-
gislaturperiode- die Bilanz
aus? Hat die Regierungihre
Ziel erreicht?
Es gibt eine grundsätzliche

Schwierigkeit, auf solche Fra-
genzuantworten. Solangesich

Fühlt sich oft
missverstanden:
Premierminister
Jean-ClaudeJuncker.

Sir Sustainable
I mJahr 2000trat
Jean−Claude Juncker
i n sei ner Rede zur
Lage der Nati on als
Champion der
Nachhalti gkeit auf.
Doch seit die Wirtschaft
erlahmt ist, schei nt das
Thema aus seinem
Repertoire verschwun-
den zu sei n. Die woxx
hat nachgefragt, wie
viel Gewicht der
Premier der Nachhalti g-
keit bei misst und was
er darunter versteht.

Themaanging, warendasBele-
ge genug dafür, dass mir die
Nachhaltigkeit sehr wichtig
ist. Eswar mireinAnliegen, bei
früheren Interventionen zu
dieser Frage darauf aufmerk-
samzumachen, dassdieNach-
haltigkeit nicht auf ökologi-
sche Fragen verkürzt werden

michdannganzalleine mitder
demographischen Evolution
und ihren Auswirkungen auf
ganze Politikbereiche be-
schäftigt habe, wurde mir un-
terstellt, ich würde wie ein
Desperado durch die hiesige
politische Landschaft reiten
und mit den Waffen eines Ha-
sardeurs auf Windmühlenlos-
gehen. In sämtlichen politi-
schen Rubriken des Landes
wurde geschrieben, es sei ab-
wegig, sich mit den nächsten
30 bis 40 Jahrenzu beschäfti-
gen. Vielmehrsei es wichtiger,
sichumdienächstendrei oder
vierJahrezukümmern. Ichha-
be wohl das Thema als sol-
ches falsch angepackt, auch
weil ich davon ausging, dass
die Sorge umdie Nachhaltig-
keit eine allgemeine Sorge
geworden sei. Dem ist aber
nicht so.
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sichammeistenfür BTBenga-
gierten. DieRessortministerin
MadyDelvauxundAlexBodry
waren die Protagonisten die-
ses Verkehrskonzeptes. Dass
der BTB als großregionales
Projekt nicht wie geplant ver-
wirklicht werden konnte, hat
damit zu tun, dass er in den
großen politischen Parteien
auf Widerstandgestoßenist-
übrigens in allen drei, nicht
nurinder DP, woer vielleicht
amdeutlichsten war.

Ich nehme mit Zufrieden-
heitzurKenntnis, dassderjet-
zige Transportminister den
Ausbau in Richtung Kirch-
bergplateau vorni mmt und
nicht die Option ausschließt,
dass später einmal mit der
Tramdurch die Luxemburger
Innenstadt gefahren werden
kann. Dieswürdedemeigentli-
chen Auftrag der Luxtraffic-
Etude gerecht werden. Das
war die eigentliche Vorgabe,
die oft gerne vergessen wird:
Anbindung der Ober- und der
Unterstadt an das Schienen-
netz. Ichstellefest, dass dank
Herrn Grethen eine vielver-

sprechende Reflexionsphase
begonnenhat, dieOptionenof-
fenlässt.
BTB war doch ein sehr

ausgereiftesProjekt-eshieß
ja nicht umsonst BTB2002.
Wie wares möglich, dasses
von heute auf morgen ge-
stoppt werden konnte und
jetzt Konzepte, die alle
schoneinmalangedacht wa-
ren, wieder von neuemaus-
gearbeitet werden müssen?
Verkehrsprobleme kann

mannicht wegdiskutierenund
nicht wegwählen. Eslässtsich
zwarvordenWahlenleichtbe-
haupten, dass man den BTB
nicht will. IchhatteineinerRe-
de darauf hingewiesen, dass
dieAlternativezumBTBnicht
heißenkann, ihnnicht zubau-
en. Das hat sichja eigentlich
als einetreffsichere Prognose
herausgestellt: Die Mobilitäts-
katastropheist so groß, dass
wir reagieren müssen.
Esist aber auch nicht mög-

lich, eineTrambahngegenden
Willen des Schöffenrates
durchdieStadt Luxemburgzu
legen. Dass sich in der Stadt
Widerstandselemente breit
gemacht haben, ist ein politi-
scher Fakt, den mannicht ein-
fach aus der Welt schaffen
kann. Die DP hat die Kommu-
nalwahleninderStadt Luxem-
burghaushochgewonnenund
ist 1999 Regierungspartei ge-
worden. Insofernhatder Wahl-
kampf auf dieinhaltliche Poli-
tikausgestaltungabgefärbt.
Ein anderer Bereich, in

dem bislang nichts umge-
setzt wordenist, ist die Öko-
logisierung des Steuersys-
tems. Die doppelte Steuerre-
formhättedazuGelegenheit
geboten, dochnichtsist pas-
siert. Sind Ökosteuern zu
kompliziert?
Unabhängig davon, dass

dies eineaufgrundihrer Tech-
nizität sehr schwierige Frage
ist, müssen wir erkennen, was
dasin der praktischen Politik
heißt: WollenwireineVerlage-
rung von direkten zuindirek-
ten Steuern hin? Welche Kon-
sequenzen ergeben sich da-
rausineinemLand, daszuden
wenigen gehört, das über die
automatischeIndexierungder
Löhneverfügt?
Andererseits muss ich seit

zehn Jahren die betrübliche
Feststellung machen, dass je-
des Mal, wenn man ökologi-
scheElementeindieSteuerpo-
litik einfließenlässt, sie aber
nicht als solche benennt, die
erklärtenFachleuteeines öko-
logisierten Steuersystems
nicht einmal merken, dass es
siegibt. ZumBeispiel die Kilo-
meterpauschale, über die in
Deutschland so heftig disku-
tiert wird. Sie existiert in Lu-
xemburg seit 13 Jahren und
wird seit 1992 unabhängig
vomTransportmittel gewährt.
Es war wahrscheinlich ein
Marketingfehler des damali-
gen Finanzministers, der ich
heute noch bin, nicht auf die
ökologische Revolution auf-
merksamzu machen, die von
Luxemburger Ökosteuer-Ex-
perten händeringend und be-
wunderndaufgenommen wur-
de, als siein Deutschland mit
zwölf Jahren Verspätung auf
Luxemburgeingeführt wurde.
Auch die Mineralölsteuer

wurde imRahmen der Finan-
zierung des Beschäftigungs-
fonds in einem Maße erhöht,
der dementspricht, wiedasin
Deutschland geschah. Nur

scheint das in Luxemburg
noch keinem aufgefallen zu
sein. In unserer Steuerland-
schaftgibtesdiegleichenöko-
logischenElemente wieinder
deutschen. Es ist doch nicht
so, dass eine Politik nur des-
halbgrünundökologisch wä-
re, weil sievonGrünenundSo-
zialisten gemacht wird, und
diegleichePolitikvondenan-
deren unökologisch wäre. Ich
bittealsodarum, unsereSteu-
erlandschaft mit einemetwas
durchdringenderen Blick zu
betrachten.
Aber diese Verteuerung

des Treibstoffs wurde
nicht aufgrund umweltpo-
litischer Argumente be-
schlossen.
Ja, aberals wirindervorhe-

rigen Legislaturperiode unter
der Regie des damaligen Um-
weltministersechte Ökotaxen
i m Wasserbereich einführen
wollten, scheiterten wir mit
diesem Anliegen - vielleicht,
weil wir den Eindruck hinter-
ließen, es handlesichhier um
einen Trick, die Staatskassen
etwas aufzustocken. Das war
natürlich nicht der Fall. Es
ging viel mehr darum, Kläran-
lagenzufinanzieren. Sogarder

darum, die gesamte Steuer-
und Finanzstruktur in Augen-
scheinzunehmen.
Die nächsten Monate müs-

senwirnutzen, umanhandder
Mouvement-Studieüber nach-
haltige Finanzpolitikzu disku-
tieren. Ich würde mir wün-
schen, dass darüber in der
breiten Öffentlichkeit disku-
tiert wird, ehe mandenFinanz-
spezialisten das Feld über-
lässt. Unddie politischenPar-
teiensollteninihren Wahlpro-
grammen zumindest andeu-
ten, in welche Richtung siein
dieser Frage tendieren. Die

Der Spielraumbleibt erhal-
ten. EineSteuerreform, wiewir
sie 2001 gemacht haben, ist
ja nicht darauf ausgelegt, die
Finanzkapazität des Staates
mittelfristigin Gefahr zu brin-
gen. Alsoscheitert die Einfüh-
rung eines ökologischen Ele-
mentsauchnicht andenVolu-
mina des Gesamtsteuerauf-
kommens.
Doch ich wage die Wette,

dass bis ins Herz der grünen
politischenSensibilität hinein
die Begeisterung für ökologi-
sche und nachhaltige Steuer-
politikbrutal einbrechenwird,
wenn die Sachen, diei mRau-
me stehen, aneinanderstoßen
undesumpolitischeEntschei-
dungengeht.
Natürlich weiß ich um die

Wichtigkeit von Kompensa-
tionsmaßnahmen, und habe
das auch seinerzeit i m Rah-
men der Steuerreform be-
dacht. Wenn wir eine ökologi-
scheSteuerreforminderForm
betreiben, dass es zu einer
stärkeren Belastung i m indi-
rekten Steuerbereich kommt,
dann hätte sogar vor derletz-
tenSteuerreformzu wenig Vo-
lumen bestanden. Steuersen-
kungenallein hätten nicht ge-

ausgestattet werden, nicht
aber, dassesgrundsätzlichun-
möglich sei, sie ordentlich zu
besetzen. Wir haben 40 neue
Posten budgetisiert, die je
nach unseren Prioritäten im
Laufe des Jahres eingesetzt
werdenkönnen.
Das Finanzaufkommen des

Staates ergibt sich aus seiner
Gesamtpolitik. Die Vorgabe
der Steuerreformwar eine Ab-
senkung der direkten Einkom-
mens- und Betriebssteuern.
Letztere machen sich haus-
haltstechnisch kaumbemerk-
bar - in demSinne, dass die
Steuereinkünfte genau so
stark zurückgegangen wären
wieohneSteuerreform: Obich
40Prozentoder20Prozentvon
Null erhebe, machtnuneinmal
keinen Unterschied. Aller-
dings wird sich die Senkung
der Betriebsbesteuerung als
richtigerweisen, wennes wie-
derzueinerBelebungderKon-
junkturkommt. Dannnämlich,
wenn die Unternehmer sich
daranerinnern, dass dassteu-
erliche Umfeld in Luxemburg
i meuropäischenVergleichbe-
sonders günstigist.
Daneben hatte die Lohn-

steuerreformeinenImpaktauf
das Konsumverhalten: ImGe-
gensatz zu unseren direkten
Nachbarnist derKonsumhier-
zulande nicht zurückgegan-
gen. Ohne Steuerreformwäre
dasderFall gewesen. Der Kon-
sumschubhatseinerseitsdem
Staat mehr Einnahmen be-
schert, als dies ohneSteuerre-
formder Fall gewesen wäre.
Ichbinnachwievorvonder

Richtigkeit dieser Reform
überzeugt. Nicht zuletzt wur-
desieseinerzeit vonallenSei-
ten gefordert. Der Regierung
wurde 2001 vorgeworfen, sie
würde i m Geld schwimmen.
WenndieSituationheutenicht
so verdrießlich wäre, könnte
man sich darüber kaputt la-
chen. Die gleichen Leute die
damals geschrieben haben,
Junckerschwimmtinunserem
Geld, jammernjetzt, dass kein
Geld mehr daist.
Wie steht es umdie Nach-

haltigkeit in der Wohnungs-
baupolitik? Es gibt Steuer-
hilfen, Zinsvergünstigungen
zwecks Anschaffung von
Eigentum. Die Zersiedlung
wird dadurch vorange-
trieben.

Hinweis auf eine solche
Zweckbesti mmung half da-
mals wenig.
Generell bin ich der Mei-

nung, dass mandenAusdruck
"ökologische Steuerreform"
nicht gebrauchen sollte. Ich
ziehedenBegriff"nachhaltige
Finanzpolitik" von Professor
Ewringmann vor, dem Autor
der Studie des Mouvement
écologique. Die Luxemburger
Finanzpolitik ist in vielen
Sparten tatsächlich nachhal-
tig. Wir haben entsprechend
dem Nachhaltigkeitsprinzip
Reservengebildet.
Übrigens schreibt auch

Professor Ewringmann, mit
demicheineUnterredunghat-
te, PositivesüberLuxemburg.
Bei den Machern, die hierzu-
lande denTonangeben, steht
die Ökofiskalität oft i m Odi-
um, eine Spielerei von wirk-
lichkeitsfremden Weltverbes-
serernzusein. Dochindieser
Studiehabenwireinenfinanz-
wissenschaftlichen Ansatz,
der das Ökologischeumfasst,
aber mehr in Betracht zieht
als nur das. SolcheInitiativen
sindnichtnurausumweltpoli-
tischer Sicht wichtig. Es geht

nächste Regierung kann dann
die nötigen Schritte einleiten,
die sich hinsichtlich einer
nachhaltigeren Steuerpolitik
aufdrängen.
Dabei muss man allerdings

wissen, dass wenn man den
Raumder theoretischen Erör-
terungen verlässt und auf die
praktischen Fragen stößt, es
einemgehenkann wie bei den
Renten. Der durchschnittliche
Luxemburger Wasserver-
brauch ist hoch, der Benzin-
verbrauch ebenfalls. Das Ni-
veauderindirektenSteuernist
niedrig, und eine Ökologisie-
rung findet nun einmal über
den Weg solcher Taxen statt.
Da läuft man leicht Gefahr,
dass kurzfristige Sichtweisen
stärker sindals die nachhalti-
ge Di mension, die ansonsten
sogerneingeklagt wird. Diese
Befürchtung kann mich aber
nicht davonabhalten, i mspä-
tenHerbstdiesesJahresInitia-
tiven hinsichtlich nachhalti-
ger Finanzpolitikzuergreifen.
Ist nicht der günstige Mo-
ment, als genügend Spiel-
raum vorhanden war um
umzuschichten, verpasst
worden?

reicht, um den Menschen in
denunterenund mittlerenEin-
kommensklassen einen Aus-
gleich zu verschaffenfür ihre
Mehrausgaben aufgrund neu-
er Ökosteuern. Dafür hatten
meine Partei und ich uns i m
Wahlkampf 1999 eher für ein
Ökobonus-Systemausgespro-
chen- ein Modell, das heutzu-
tage nicht stark favorisiert
wird, auchnichtvonjenen, die
es einmal in die Welt gesetzt
haben. Für michbleibtesaber
eine wertvolleIdee.
War aber die Botschaft,

die mitderSteuerreformver-
bunden war, aus der Sicht
der Nachhaltigkeit nicht ei-
ne falsche? Man hat den
Menschen auf den Cent ge-
nau vorgerechnet, wie viel
Geld ihnen amJahresende
mehrzur Verfügungstünde.
Doch jetzt hören wir, dass
nicht genugGelddaist, um
das Wasserwirtschaftsamt
mit Personal zu bestücken,
und die Mobilitätszentrale,
zumindest amAnfang, wohl
nur aus einem Anrufbeant-
worter bestehen wird.
Sie müssen sich von dieser

Bauchladenmentalität befrei-

en. Der Staat ist doch etwas
mehr als nur eine Mobilitäts-
zentrale oder ein Wasseramt.
Insgesamt hatten sämtliche
Ministerien einen Zuwachs
von23Prozent der Kreditebe-
antragt, dieauf rundzwei Pro-
zent zurückgeführt werden
mussten, mithin könnte ich
Ihnen mindestens 300 weitere
Beispiele sinnvoller Projekte,
die ebenfalls zurückgestellt
werden mussten, aufzählen.
Die Regierung hat zwar ent-

schieden, dass die von Ihnen
erwähnten Dienststellennicht
i m Haushaltsentwurf selbst

ßenhinvorgetragen. Wir sind
dabei, i mBereichdes öffentli-
chen Transportes relativgro-
ße Schritte zu machen: Stich-
wort"Rest-BTB", derjetzt um-
gesetzt wird, sowieInvestitio-
neni mBereichderEisenbahn.
Es kommt mancherorts zur

Feststellung, der angestrebte
Modalsplitt25zu75sei gleich-
zusetzen mit einemabsoluten
Stopp i m Straßenbau. Das
seheichnichtso. GibtesProb-
leme, müssen diese auch be-
hoben werden. Zur Verdeutli-
chungeinBeispiel: DieDiskus-
sion über den Ausbau der
Arloner Autobahn auf drei
Spuren. Ich habe dazu keine
abschließende Meinung. Ein
einfacher Ausbau würdezwar
sicherlich zu einer Verbesse-
rung des Verkehrsflusses auf
dieser Autobahnführen, aber
wir würdenin 10 oder 15 Jah-
ren erneut mit demgleichen
Problemkonfrontiert werden.
Ich kann mir aber nicht vor-
stellen, dass es zu einemsol-
chen Ausbau kommt, ohne
dass parallel dazu in dersel-
benRegioni mBereichdes öf-
fentlichen Transportes we-
sentliche Initiativen unter-
nommen werden. Und ohne,
dass sie während besti mmter
Stunden amTag oder saison-
bedingt ausschließlich für
den öffentlichen Verkehr zur
Verfügunggestellt wird.
In einem Kéisecker-Inter-

viewbrachen Sie 1996 eine
Lanze für den BTB. Hätten
Sie sich damals vorstellen
können, dassauchimJahre
2003 Bus−Tram−Bunn noch
immer nicht verwirklicht
ist?
Wasich mir 1996 genauun-

ter demBTBvorgestellt habe,
kannichnichtrekonstruieren.
Ichweißlediglich, dassichzu
jenen Politikern gehörte, die

Ökosteuerspezialistenimgleichen Boot: PremierministerJean-ClaudeJunckerundBundeskanzler
GerhardSchröder anlässlicheines privatenTreffensinLuxemburg. (Foto: TomWagner- SIP)



nisters stoßen. Auch mir ge-
genüber beklagt man sich,
dass die Landesplanung
scheinbar wichtigersei alsder
Wohnungsbau. Ich teile aber
dieSichtdes MinistersfürLan-
desplanung, dersichgegenun-
überlegtePläneimWohnungs-
bauundgegendieZersiedlung
stellt.
Ein wichtiges Element

nachhaltiger Entwicklung
ist die partizipative Demo-
kratie. Die Betroffenen sol-
len in ihre Zukunftsgestal-
tungmiteinbezogen werden.
Die Wirklichkeit sieht an-
dersaus. Die Menschen wer-
den recht spät informiert,
wichtige Ausschreibungen
findenimmernochimHoch-
sommer statt, Straßenpro-
jekte, die sich als nationale
Großprojekte entpuppen,
werdendenBetroffenennur
häppchenweise vorgestellt.
Wieviel Demokratieverträgt
diese Regierung?
Ich kann nicht erkennen,

dass es eine düstere, diaboli-
sche Absicht geben soll, wie
vonIhnenskizziert, umdieex-
trem weit entwickelte legale
Partizipationsform, die in Lu-
xemburg besteht, außer Kraft
zusetzen. Ichweißauchnicht,
welche Prozeduren im Som-
mer ablaufen...
... die Findel-Erweiterung

zumBeispiel.
IndemFallehandelt es sich

nun wirklich kaum um ein
brandneues Dossier, das i m
August aufgetaucht wäre.
Auch kenneich kaumLuxem-
burger, diedenganzenAugust
Ferien machen. Es haben ja
auchgut besuchte Bürgerver-
sammlungen stattgefunden.
Ich habe das Gefühl, dass wir
dielegalePartizipationsoweit
vorangetriebenhaben, dasses
kaum möglich ist, hier noch
weiter zugehen.
Es mag manchmal der Ein-

druckentstehen, dassi mHau-
ruck-Verfahren Entscheidun-
gen getroffen werden. Neben
demlegalen Aspekt wird die
Erläuterungsphase vielleicht
zu sehr vernachlässigt. Aber
beide Seiten haben zu ler-
nen. Die Regierung hat nicht
aus Prinzip Recht, aber auch

Bürgerinitiativen haben das
nicht.
InIhrerRedeausdemJah-

re 2000 meinten Sie, Luxem-
burg solle nicht weiter ar-
beitsintensive Betriebe an-
siedeln, sondern besser Be-
triebe, die viel Mehrwert
schaffen. Sie haben damals
eine Art Utopie entwickelt,
wie mit HilfeeinerTechnolo-
gie-Offensive Kompetenzni-
schen geschaffen werden
könnten. Wiestehtesumdie-
se Offensive?
Das geht ja nicht nach Da-

tumund Termin. Als ich das
damals verkündete, gab es ja
recht viel Applaus. Das stand
inZusammenhang mit der De-
magogie, dieummeineÜberle-
gungen zum 700.000-Einwoh-
nerstaat betriebenwurde, und
die zu einer Verdunklung die-
ses Reflexionsprozesses ge-
führt hat. Jedenfallsfand man,
es sei sinnvoll, Unternehmen
ins Land zu holen, die weder
personalintensiv seien, noch
viel Fläche verbrauchen wür-
den, dafür aber die öffentli-
chen Finanzen stärken könn-
ten. Dieses Prinzip gilt für
michauch weiterhin.
Nun habe ich zwei solche

Projekteeingebracht: AOLund
Amazon. Die passen genauin
dieRubrikdessen, wasdamals
als erstrebenswert beschrie-
ben wurde. Und was war die
Hauptreaktion: Das sei jaalles
schön und gut, doch entstün-
dendabei keineArbeitsplätze.
Je renvois les gens àleur dis-
cours! Ich habe es bereits ge-
sagt: Wir Luxemburger - und
ich nehme mich dabei nicht
aus- wollen das eine und das
andere. Undzwar ohne dieje-
weiligen Nachteile auf der ei-
nenoder anderenSeite.
Damals hatte man sich

doch mehr vorgestellt, als
nurzwei FirmenanLandzu
ziehen.
Ichkenne15andereLänder,

die mit uns i m Wettbewerb
standen, umdiese beiden Fir-
menzusichzubekommen. Die
sagenbesti mmt nicht, dass es
sich "nur" umeine Weltfirma
wie AOL oder den weltweit
größtenBuchvertriebAmazon
handelt. Und daran werden
sichjaauchnochandereAkti-
vitäten aus derselben Sparte
anschließen.
Sie hattenden Akzent auf

die Standort-Politik gelegt.
Allerdings war das vor der
Pisa-Studieunddenschlech-
ten Noten für E-Lëtzebuerg.
Sind Sie heute noch immer
sooptimistisch?
Vonmirgibtesnichtviel Op-

ti mistisches. Was E-Lëtze-
buerganbelangt, habenwirer-
hebliche Fortschritte ge-
macht. Die Bewertungen der
Europäischen Kommission,
die hier als Bruttomaterial ge-

nutzt werden, werden nicht
hinterfragt - ob die Kriterien,
diedabei zurAnwendungkom-
men, überhaupt auf Luxem-
burgübertragbar sind. Ichbin
mit den Fortschritten bei "E-
Lëtzebuerg" weder extremzu-
frieden, nochbinichunzufrie-
den. Es wurdenForschrittege-
macht und auch nicht uner-
hebliche Geldmengenzur Ver-
fügunggestellt.
Pisaist ein Themafür sich.

Als Nicht-Bildungspolitiker
bin ich Pisa-aufgeschreckt,
aber nicht Pisa-traumatisiert.
Ichwill dieErgebnissederStu-
die nicht kleinreden, aber
wennindengleichenLändern
mit16JahreneinSprachtestin
drei Sprachenabsolviert wür-
de, wäreLuxemburghaushoch
überlegen. So stelle ich fest,
dass ich der einzige Regie-
rungschef in Europa bin, der
ohne Dolmetscher umher-
reist. So ergeht es jedemLu-
xemburger Touristen und je-
demLuxemburger Geschäfts-
mann, so ergeht es den hiesi-
gen Hoteliers und den Reise-
unternehmen, dievonhieraus
Europa bedienen: Das sind
auchKompetenzen. DieAnfor-
derungen in diesem Bereich
werdenangesichtseineseuro-
päischen Binnenmarktes, der
keine Grenzen mehr kennt,
nochsteigen.
Schauen wir überden na-

tionalenRahmenhinaus. Im
globalen Kontext fällt auf,
dass der Wasser- und Ener-
gieverbrauchin Luxemburg
sehr hoch ist, und unser
CO2-pro-Kopf-Ausstoß welt-
rekordverdächtig. Wie lässt
sich in einemsolchen Kon-
text überhaupt über nach-
haltige Politikdiskutieren?
Wir habenuns zur Gewohn-

heit gemacht, unsere Proble-
melosgelöst vonder globalen
Problemlage zu betrachten.
Das gehört zumLuxemburger
Sonderweg. Das gilt auch für
mich: Unsere Betrachtungs-
weiserichtet sichameigenen
Nabel aus.
Es gibt allerdings den Ver-

such, diesineinemlänger an-
dauernden Prozess zu behe-
ben, nämlich durch die Ent-
wicklungshilfe. Als ich 1984
Budget- und1989Finanzminis-
ter wurde, hat mich gestört,
dass einLand, das einsolches
Wohlstandsniveau erreicht
hatte, so wenig Entwicklungs-
hilfe leistete. In einemrelativ
kontinuierlichen Prozess wur-
de diese Hilfeauf 0,82 Prozent
des Bruttosozialproduktesan-
gehoben. Sie steigt, nebenbei
bemerkt, von2003auf2004um
7,2Prozent-diesbei einerBud-
get-Steigerungsrate von zwei
Prozent. Währenddessenistin
allen Nachbarländern die Ent-
wicklungshilfe zurückge-
drängt worden. Wirgehörenzu

den fünf "G 0,7"-Ländern, die
das UNO-Ziel von 0,7 Prozent
einhalten, i m Gegensatz zu
den sieben G7-Ländern, von
denen keines diesen Satz er-
reicht. Diese Politik wirdauch
in breitem Maße von den Lu-
xemburgerngutgeheißen. Der
Härtetest für diese Politik kä-
meallerdings dann, wenneine
totale Verknappung der Geld-
mittel stattfinden würde.
Die Entwicklungspolitik

ist sicherlich ein positiver
Beitrag dieser Regierung.
Allerdings hatten Sie 2000
aucheingeklagt, das Armee-
budget müsse "nachhal-
tig" wachsen, auf über ein
Prozent des Bruttosozial-
produkts.
Ich sehe nicht, dass man,
wieSieestun, denAktivposten
Entwicklungspolitik in einen
Gegensatz zur Verteidigungs-
politik stellen kann. Wir sind
nicht mehr i m Kalten Krieg.
Nach dem währungspoli-
tischen Zusammenschluss
braucht dieEUeinegemeinsa-
me Außen- und Sicherheits-
politik.
Dasistin meinenAugenkei-

neauf Aufrüstungausgerichte-
te Militärpolitik. Die EU darf
nicht zu einem militärischen
Muskelprotz werden, der es
mit anderensichsogebärden-
den Staaten in der Welt auf-
ni mmt. Viel mehr muss die
EU den Schwerpunkt auf zi-
vile Konfliktlösungsstrategien
legen.
Ich erinnere mich noch ge-

nau daran, dass meine ersten
Gedanken nach dem11. Sep-

tember sich eben gerade mit
der Entwicklungshilfe undder
Bekämpfung der Armutin der
Welt befassten. In diesemSin-
ne ist die Entwicklungshilfe
einStückSicherheits- undSta-
bilisierungspolitikinder Welt.

Nischenprinzip, das Luxem-
burg so gerne nutzt, alles
andere als nachhaltig. Eine
Senkung der Betriebssteu-
ernzumBeispiel trägt dazu
bei,dieinternationalenSteu-
erstandards nach unten zu
ziehen.
Das ist keine Nischenlogik,

das ist vernünftige ökonomi-
schePolitik. WennandereLän-
der, dieunendlich mehr Hand-
lungsspielraumhabenalsklei-
ne Länder, einSteuerdumping
betreiben, dann muss man ei-
nePolitik betreiben, diees er-
laubt, hier mitzumachen. Aus
Nischen können auch manch-
mal Prinzipienentstehen: RTL
und SES zum Beispiel. Heute
will jeder auf unseren Satelli-
ten, undalle habenihre Rund-
funklandschaftliberalisiert.
Aber, um Missverständnis-

senvorzubeugen: Ichbeteilige
michnichtanPlädoyersgegen
das Prinzip der Erhebungvon
Steuern. Ichhaltesehrviel von
distributiver Gerechtigkeit,
wenndieSteuerneinmal erho-
ben sind, und ich halte sehr
viel vonkontributiver Gerech-
tigkeit in demMoment wosie
erhoben werden. Bislang bin
ichnicht durcheinenneolibe-
ralen Diskurs in dieser Frage
aufgefallen. "Eigentum ver-
pflichtet" heißtesinderkatho-
lischenSoziallehre.

Das Gesprächführten
RichardGrafund
RaymondKlein.

UnsereRollei mBereichder
Nato und der europäischen
Verteidigungspolitik sehen
wir auchundvor allemimBe-
reitstellen von Transportka-
pazitäten. Daher unser Enga-
gement i m Programm des
A400-M-Transportflugzeuges.
Dieses Flugzeug wirdzwari m
Rahmen eines Nato-Pro-
gramms angeschafft, kann
aberauchfürhumanitäreZwe-
cke eingesetzt werden. Auch
die gemeinsamen Überlegun-
gen mit der belgischen Regie-
rung bezüglich eines Trans-
portschiffes, wurdenjanienur
aus rein militärischen Ge-
sichtspunktenherausgeführt.
Dazufühleich mich vollkom-
menaußerstande.
Imsupranationalen Kon-

text betrachtetist auchdas

I mJuli 2002 haben wir ein
umfassendes Steuer- und Un-
terstützungsprogramm für
den Wohnungsbau verab-
schiedet. Damals haben wir
betont, dass - sollte dieses
massiveEingreifendesStaates
inSachen Wohnungsbaunicht
fruchten- wir mitsteuerlichen
Maßnahmen i m Jahre 2005
nachziehen würden, um den
Spekulationselementen, die
i mBereich Wohnungsbau be-
stehen, entgegenzuwirken.
Allerdings stößt manindie-

semBereichaufsehrvieleZiel-
konflikte. Ich sehe eine Reihe
vonlokalen Plänen umin die-
semBereichvoranzukommen,
dieauf den WiderstanddesIn-
nen- und Landesplanungsmi-
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